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Abstimmverhalten 

der schleswig-holsteinischen Landesregierung 

anlässlich der 

924. Sitzung des Bundesrates 

am 11. Juli 2014 

 
Angaben ohne Gewähr – es gelten die Beschlussdrucksachen des Bundesrates Link  
 
Ergänzend zu den nachfolgenden Angaben wird auf das Plenarprotokoll  verwiesen. 

 
1. 
GrüLi 

Achtes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Ergänzung per-
sonalrechtlicher Bestimmungen 
 

gemäß Artikel 91e Absatz 3 GG 
Drucksache 260/14 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

 AS 
 

2. 
GrüLi 

Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Zahlbarmachung von Renten aus Be-
schäftigungen in einem Ghetto 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 261/14 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 

 

 AS 
 

3. 
GrüLi 

Gesetz zur Änderung des Rindfleischetikettierungsgesetzes, des Legehennenbetriebs-
registergesetzes und des Tierschutzgesetzes 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 262/14 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

 AV 
 

4. 
GrüLi 

Gesetz zur Anpassung steuerlicher Regelungen an die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3, Artikel 108 Absatz 5 GG 
Drucksache 263/14 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

 Fz 
 

5. Gesetz zur Anpassung von Gesetzen auf dem Gebiet des Finanzmarktes 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 264/14 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  
 

 Fz 
Wi 
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6. Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-Weiterentwicklungsgesetz - 
GKV-FQWG) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 265/14 

Drucksache 265/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  
 

Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  
 

 G 
 

7. 
GrüLi 

Gesetz zu dem Abkommen vom 2. Dezember 2010 zwischen der Europäischen Union 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Georgien andererseits über den Gemeinsamen 
Luftverkehrsraum (Vertragsgesetz EU-Georgien-Luftverkehrsabkommen - EU-GEO-
LuftverkAbkG) 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 i.V.m. Artikel 106 Absatz 2 
Nummer 4 und Absatz 3 GG 

Drucksache 266/14 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

 Vk 
 

8. Entschließung des Bundesrates zur Förderung der Sportentwicklung im städtischen 
Raum 
 

Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 
Drucksache 199/14 

Drucksache 199/1/14 
 

Entfallen durch Annahme von TOP 53. 
 

 U 
G 
In  
Wo 
 

9. Entschließung des Bundesrates zur Umsetzung eines Nationalen Diabetesplans 
 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein, Baden-
Württemberg, Niedersachsen, Thüringen und Mecklenburg-
Vorpommern 

Drucksache 252/14 
Drucksache 252/1/14 

 
Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung unterstützt.  

 

 G 
 

10. Entschließung des Bundesrates "Verlässliche, planbare und auskömmliche Finanzie-
rung im Bundesfernstraßenbau" 
 

Antrag des Landes Baden-Württemberg 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 276/14 

 
Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
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11. Entschließung des Bundesrates - Beitrag der Erdgasspeicher zur deutschen Energie-
versorgung dauerhaft sichern 
 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 243/14 
 

Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung unterstützt.  
 

 Wi 
U 
 

12. Entschließung des Bundesrates zur effektiven Regulierung des sogenannten Grauen 
Kapitalmarkts 
 

Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 279/14 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

13. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Teilauflösung des Sondervermögens "Aufbauhilfe" und zur 
Änderung der Aufbauhilfeverordnung 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 222/14 
Drucksache 222/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 Fz 
 

14. Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch - 
Leistungsausweitung für Pflegebedürftige, Pflegevorsorgefonds (Fünftes SGB XI-
Änderungsgesetz - 5. SGB XI-ÄndG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 223/14 

Drucksache 223/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt.  
 

 G 
AS 
FS  
Fz 
Wi 
 

15. 
GrüLi 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Mikrozensusgesetzes 2005 und des 
Bevölkerungsstatistikgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 224/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 In 
AS 
Fz 
 

16. 
GrüLi 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Verwaltungs-Vollstreckungs-
gesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 225/14 

Drucksache 225/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 In 
AS 
Fz  
G 
R 
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17. 
GrüLi 

Entwurf eines Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes 2014/2015 
(BBVAnpG 2014/2015) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 226/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 In 
Fz 
 

18. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2012/17/EU in Bezug auf die Ver-
knüpfung von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern in der Europäischen Union 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 227/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 R 
Wi 
 

19. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umweltstatistikgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 228/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 U 
In 
Wi 
 

20. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und der Gewerbe-
ordnung 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 229/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 Vk 
In 
R  
Wi 
 

21. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 31. Okto-
ber 2003 gegen Korruption 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 231/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 R 
In 
 

22. 
GrüLi 

Rechnung des Bundesrechnungshofes für das Haushaltsjahr 2013 - Einzelplan 20 - 
 

gemäß § 101 BHO 
Drucksache 221/14 

 
Die Landesregierung hat der Erteilung der Entlastung zugestimmt. 

 

 Fz 
 

23. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung mit einem einzigen Gesellschafter 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 165/14 

zu Drucksache 165/14 
Drucksache 165/2/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 EU 
Fz 
R  
Wi 
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24. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 2007/36/EG im Hinblick auf die Förderung der langfristigen Einbeziehung 
der Aktionäre sowie der Richtlinie 2013/34/EU in Bezug auf bestimmte Elemente der 
Erklärung zur Unternehmensführung 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 166/14 

zu Drucksache 166/14 
Drucksache 166/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
R 
Wi 
 

25. 
GrüLi 

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zum nationalen Reformprogramm Deutsch-
lands 2014 mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitätsprogramm Deutschlands 
2014 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 249/14 

Drucksache 249/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 EU 
AS 
Fz  
K 
Wi 
 

26. 
GrüLi 

Verordnung zu dem Abkommen vom 28. September 2013 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Liga der Arabischen Staaten zur Änderung des 
Abkommens vom 13. November 2003 über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen 
Staaten in Berlin 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 230/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 AA 
 

27. 
GrüLi 

Verordnung zur Festlegung der der Revision unterliegenden Bundesbeteiligung an den 
Kosten der Unterkunft und Heizung für das Jahr 2014 (Bundesbeteiligungs-
Festlegungsverordnung 2014 - BBFestV 2014) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 232/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 AS 
Fz 
In 
 

28. 
GrüLi 

Zwölfte Verordnung zur Änderung futtermittelrechtlicher Verordnungen 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 196/14 
Drucksache 196/1/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgaben zugestimmt.  
 

 AV 
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29. Verordnung zur Aufhebung der Verordnung zur Bekämpfung des Westlichen Maiswur-
zelbohrers 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 197/14 
Drucksache 197/1/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt.  

 
Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 AV 
 

30. 
GrüLi 

Verordnung zur Anpassung kosmetikrechtlicher Vorschriften und weiterer Vorschriften 
an die Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 233/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 AV 
G 
Wi 
 

31. 
GrüLi 

Verordnung zur Umsetzung der Verpflichtungen aus dem Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Förderung 
der Steuerehrlichkeit bei internationalen Sachverhalten und hinsichtlich der als Gesetz 
über die Steuerehrlichkeit bezüglich Auslandskonten bekannten US-amerikanischen 
Informations- und Meldebestimmungen (FATCA-USA-Umsetzungsverordnung - FATCA-
USA-UmsV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 234/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 Fz 
In 
R  
Wi 
 

32. 
GrüLi 

Verordnung über die Abgabe von Medizinprodukten und zur Änderung medizinprodukte-
rechtlicher Vorschriften 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 235/14 
Drucksache 235/1/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgaben zugestimmt.  

 

 G 
AS 
Wi 
 

33. a) Verordnung zu Voraussetzungen von automatisierten Meldedatenabrufen durch Be-
hörden oder sonstige öffentliche Stellen des Bundes und der Länder (Bundesmelde-
datenabrufverordnung - BMeldDAV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 236/14 
Drucksache 236/1/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgaben nur teilweise zugestimmt.  
 

 In 
Fz 
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33. b) Verordnung zur Durchführung von regelmäßigen Datenübermittlungen zwischen Mel-
debehörden (Erste Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung - 1. BMeldDÜV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 237/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt.  
 

 In 
Fz 
 

33. c) Verordnung zur Durchführung von regelmäßigen Datenübermittlungen der Meldebe-
hörden an Behörden oder sonstige öffentliche Stellen des Bundes sowie zur Durch-
führung des automatisierten Abrufs von Daten durch das Bundesverwaltungsamt ge-
mäß § 3 Absatz 3 des Gesetzes zur Europäischen Bürgerinitiative (Zweite Bundes-
meldedatenübermittlungsverordnung - 2. BMeldDÜV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 238/14 
Drucksache 238/1/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt.  

 
Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 In 
AS 
 

34. 
GrüLi 

Sechste Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 163/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 U 
Wi 
 

35. Siebte Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 244/14 
Drucksache 244/1/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 
Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 U 
Wi 
 

36. Verordnung zur Änderung der Finanzanlagenvermittlungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 239/14 

Drucksache 239/1/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgaben zugestimmt.  
 

 Wi 
AV 
Fz  
R 
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37. Verordnung zur Ausgestaltung des Gewerbeanzeigeverfahrens 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 240/14 

Drucksache 240/1/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgaben zugestimmt.  
 

Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  
 

 Wi 
AS 
Fz  
In 
 

38. 
GrüLi 

a) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für den Rat Wettbewerbsfähigkeit (Binnenmarkt, Industrie, Forschung 
und Raumfahrt; einschl. Tourismus); Bereich Forschung 
 

gemäß § 6 Absatz 2 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung 
Drucksache 96/14 

Drucksache 96/1/14 
 

Die Landesregierung hat den Benennungsvorschlägen zugestimmt.  
 

 EU 
K 
 

38. 
GrüLi 

b) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für die Ratsarbeitsgruppe "Telekommunikation und Informationsgesell-
schaft" und die Weisungssitzungen der Bundesregierung zum Ministerrat "Verkehr, 
Telekommunikation und Energie"; Bereich: Telekommunikation 
 

gemäß § 4 Absatz 1 und § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. 
Abschnitt III der Anlage zu § 9 EUZBLG und Abschnitt I der 
Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 220/14 

Drucksache 220/1/14 
 

Die Landesregierung hat dem Benennungsvorschlag zugestimmt.  
 

 EU 
Wi 
 

38. 
GrüLi 

c) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für die Expertenarbeitsgruppe "Erstellung von Finanzierungskonzepten 
für kleinere und mittlere Unternehmen im Kultur- und Kreativsektor" im Rahmen des 
EU-Arbeitsplans "Kultur 2011 bis 2014" 
 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung 

Drucksache 241/14 
Drucksache 241/1/14 

 
Die Landesregierung hat dem Benennungsvorschlag zugestimmt.  

 

 EU 
K 
 

39. 
GrüLi 

Benennung von zwei Mitgliedern und zwei stellvertretenden Mitgliedern des Stiftungsra-
tes der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge 
 

gemäß § 20 Absatz 1 Häftlingshilfegesetz 

Drucksache 246/14 
Drucksache 246/1/14 

 
Die Landesregierung hat den Benennungsvorschlägen zugestimmt.  

 

 In 
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40. 
GrüLi 

Vorschlag des Bundesministers der Justiz und für Verbraucherschutz für die Ernennung 
von Bundesanwälten beim Bundesgerichtshof 
 

gemäß § 149 GVG 

Drucksache 254/14 
 

Die Landesregierung hat den Ernennungsvorschlägen zugestimmt.  
 

 R 
 

41. 
GrüLi 

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
 

Drucksache 257/14 
 

Die Landesregierung hat sich zu dem Verfahren nicht geäußert und ist nicht beigetreten.  
 

 R 
 

42. Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2014 
(Haushaltsgesetz 2014) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 286/14 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  

 

 Fz  
 

43. 
GrüLi 

Haushaltsbegleitgesetz 2014 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 287/14 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  
 

 Fz  
 

44. Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie (Tarifautonomiestärkungsgesetz) 
 

gemäß Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 GG 

Drucksache 288/14 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

 AS 
Wi  

45. 
GrüLi 

Gesetz zur Stabilisierung des Künstlersozialabgabesatzes (Künstlersozialabgabestabili-
sierungsgesetz - KSAStabG) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 289/14 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  

 

 AS  
 

46. Gesetz zur Absicherung stabiler und fairer Leistungen für Lebensversicherte (Lebens-
versicherungsreformgesetz - LVRG) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 290/14 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt und 
eine Protokollerklärung abgegeben (Anlage 1).  

 

 Fz 
AV  
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47. Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3, Artikel 107 Absatz 1, Artikel 
108 Absatz 4 und 5 GG 
Drucksache 291/14 

Drucksache 291/1/14 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  
 

 Fz  
 

48. 
GrüLi 

Gesetz zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr und zur Änderung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 292/14 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  

 

 R 
Wi  
 

49. Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Ände-
rung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 293/14 

zu Drucksache 293/14 
Drucksache 293/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  

 

 Wi 
AV  
 

50. Gesetz zur Einführung einer Länderöffnungsklausel zur Vorgabe von Mindestabständen 
zwischen Windenergieanlagen und zulässigen Nutzungen 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 294/14 
Drucksache 294/1/14 

 
Die Landesregierung hat die vom Bundesrat abgelehnte Anrufung des Vermittlungs-
ausschusses unterstützt.  

 

 Wo 
U 
Wi  
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51. Reprise: 
Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung der Beseitigung von Rüstungsaltlasten in 
der Bundesrepublik Deutschland (Rüstungsaltlastenfinanzierungsgesetz - RüstAltFG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Brandenburg, Niedersachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 282/141 

 
Die Landesregierung hat die Wiedereinbringung des Gesetzentwurfes in sofortiger 
Sachentscheidung und die Bestellung eines Beauftragten unterstützt und eine 
Protokollerklärung abgegeben (Anlage 2).  
 

  

52. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Niedersachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 285/14 

 
Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  

 

  

53. Verbunden mit TOP 8 
 
Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. 
BImSchV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 3 GG 

Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 
Geschäftsordnungsantrag der Freien und Hansestadt 
Hamburg 
Drucksache 198/14 

Drucksache 198/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Zuleitung des Verordnungsentwurfes in sofortiger 
Sachentscheidung unterstützt.  

 

 U 
G 
In 
Wo  
 

54. Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Umweltverträglich-
keitsprüfung bergbaulicher Vorhaben 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 3 GG 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 283/14 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

                                                 
1
-Wegen des Grundsatzes der Diskontinuität erneut vorgelegter Gesetzesantrag; unverändert gegenüber dem vom Bundesrat in 

der 17. Wahlperiode des Deutschen Bundestages eingebrachten Gesetzentwurf (Drucksache 533/11 (Beschluss)). 
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55. Entschließung des Bundesrates anlässlich des öffentlichen Konsultationsverfahrens der 
Europäischen Kommission über die Modalitäten eines Investitionsschutzabkommens mit 
Investor-Staat-Schiedsgerichtsverfahren im Rahmen der Verhandlungen über eine 
Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft zwischen der EU und den USA 
 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 295/14 
 

Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung in sofortiger Sachentscheidung 
unterstützt.  

 

  

56. Entschließung des Bundesrates - Präventive und repressive Maßnahmen von Bund und 
Ländern gegen den Crystal-Konsum 
 

Antrag des Freistaates Sachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 297/14 

 
Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung in sofortiger Sachentscheidung 
unterstützt.  

 

  

57. Entschließung des Bundesrates zur Insolvenzsicherung der Rückstellungen für Stillle-
gung, Abbau und Entsorgung im Atombereich 
 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein, Hessen, Rheinland-
Pfalz 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 280/14 

 
Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  

 

  

58. Entschließung des Bundesrates zum Umgang mit beabsichtigten Fracking-Maßnahmen 
- Änderung des Bundesbergrechts 
 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein, Baden-
Württemberg, Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 281/14 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

59. Entschließung des Bundesrates zur Erweiterung des Bergschadensrechts auf die Ge-
winnung von Bodenschätzen durch Tiefbohrungen einschließlich des Betriebs von un-
terirdischen Kavernenspeichern 
 

Antrag des Landes Niedersachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 284/14 

 
Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
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60. 
GrüLi 

Wahl eines Mitglieds der "Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe" gemäß 
§ 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, Satz 3 und 6 des Standortauswahlgesetzes 
 

gemäß § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, Satz 3 und 6 des 
Standortauswahlgesetzes 
Antrag des Landes Baden-Württemberg, Beitritt alle übrigen 
Länder 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 302/14 
 

Die Landesregierung hat dem Wahlvorschlag in sofortiger Sachentscheidung 
zugestimmt.  

 

  

61. Entschließung des Bundesrates zur Überprüfung und Anpassung des Nichtraucher-
schutzgesetzes und des Jugendschutzgesetzes hinsichtlich des Konsums von E-
Zigaretten und E-Shishas (elektronische Inhalationsprodukte) durch Kinder und Jugend-
liche 
 

Antrag des Freistaats Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 304/14 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

62. 
GrüLi 

Benennung eines stellvertretenden Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung "Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" 
 

gemäß § 7 Absatz 3 des Gesetzes zur Errichtung einer 
Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" 
Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 306/14 

 
Die Landesregierung hat dem Benennungsvorschlag in sofortiger Sachentscheidung 
zugestimmt.  

 

  

 



Anlage 1  
 

 
Erklärung 

zu Protokoll 
von 

Dr. Robert Habeck 
Minister für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

des Landes Schleswig-Holstein, 
in der 924. Sitzung des Bundesrates  

am 11. Juli 2014 
zu  

 

Top 46 

 

Gesetz zur Absicherung stabiler und fairer Leistungen für Lebensversicherte (Le-
bensversicherungsreformgesetz – LVRG) 
BR-Drucksache 290/14 

 
 

 
Die Gesetzesinitiative wird grundsätzlich begrüßt. Dies gilt auch für die Ausschüttungs-
sperre für Dividendenzahlungen an Aktionäre, die wirksam werden soll, wenn ein Siche-
rungsbedarf festgestellt worden ist.  
 
Schleswig-Holstein weist jedoch darauf hin, dass das mit der Ausschüttungssperre verfolg-
te Ziel einer ausgewogenen Risikoverteilung zwischen Versicherungsunternehmen und 
Versicherten bei einer Vielzahl der Unternehmen nicht erreicht werden wird.  
 
Durch die normierte Ausschüttungssperre sollen spiegelbildlich zu den Versicherten auch 
die Aktionäre ihren Beitrag zur Stabilisierung des Versicherungsunternehmens leisten. Wie 
bei der Begrenzung der Beteiligung der Versicherungsnehmer an den Bewertungsreser-
ven sollen als Folge der Ausschüttungssperre keine Mittel aus dem Unternehmen abflie-
ßen, die für die Erfüllung der Versicherungsverträge benötigt werden.  
 
Die Regierungsfraktionen haben nunmehr klargestellt, dass die Ausschüttungssperre bei 
zwischen Mutter- und Tochterunternehmen bestehenden Ergebnisabführungsverträgen 
nicht greift.  
 
Damit werden Fallkonstellationen ermöglicht, in denen die Muttergesellschaft über Jahre 
an den Gewinnen des Tochterunternehmens partizipiert, während die Versicherten des 
Tochterunternehmens eine Reduzierung bzw. einen vollständigen Ausfall ihrer Teilhabe an 
den Bewertungsreserven in Kauf nehmen müssen.  
 



Anlage 2  
 

 
Erklärung 

zu Protokoll 
von  

Dr. Robert Habeck 
Minister für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume  

des Landes Schleswig-Holstein, 
 

in der 924. Sitzung des Bundesrates  
am 11. Juli 2014 

zu TOP 51 
 

 

Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung der Beseitigung von Rüstungsalt-
lasten in der Bundesrepublik Deutschland (Rüstungsaltlastenfinanzierungsgesetz 
– RüstAltFG) 
BR-Drucksache 282/14 

 
 
 
Die Gesetzesinitiative wird grundsätzlich begrüßt. Schleswig-Holstein weist jedoch darauf 
hin, dass die Regelungen zur Beseitigung von Kampfmitteln aus dem 1. Weltkrieg beson-
ders im Hinblick auf den Verdacht der Versenkung im Küstenmeer aufgenommen werden 
sollten. 
 
Darüber hinaus sollte die Zuständigkeit im Küstenmeer und auf anderen Flächen des 
Bundes präzisiert werden. Weiter sollten die Ergebnisse der für die Umsetzung der euro-
päischen Meeresschutzrahmenrichtlinie (MSRL) erarbeiteten Monitoring-  und Maßnah-
menpläne, zum Beispiel im Hinblick auf die Gefahrerforschung in deutschen  Meeresge-
wässern, berücksichtigt werden. Hierzu kann der Bund-Länder-Expertenkreis „Munition im 
Meer“ den erforderlichen Beitrag leisten. 
 




